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zur Bebeuungsplanänderung und Erweiterung 'fl

"Hohrain" der Gemeinde Lauchringen, Landkrei

A. Rechtsgrundlagen:

1. f§ 1 und 2, 2 a, 8 und 9 des Bundesbaugesetzes von
18. Aug. 1976 (BGBl. I S. 2256) (BBauG).

2. SS 1 - 23 der Verordnung über die bauliche Nutzung
der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) von 15. Sept.
1977 (BGBl. I S. 1764) (BauNVO).

3. SS 1 bis 5 der Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planin

halte (Planzeichenverordnung) vom 19. Jan. 1965 (BGBl,
1 8. 21).

4. SS 3, 7, 9, 16 und 111 der Landesbauordnung für Baden-
Württemberg vom 20. Juni 1972 (Ges.Bl. S. 352) (LBO).

B. Festsetzungen:

I. Art der baulichen Nutzung

§ 1

Baugebiete

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist
»llgemeinee Wohngebiet nach £ 4 BauNVO und Fläche für

Gemeinbedarf.
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Ausnahmen im

Sic in S 4- Abs. 3 Ziff. 4, 5 und 6 3auITV<

Ausnahmen sind nicht Bestandteil der Beba

rung.

3

Neben- und Versorgungsanlagen

•jf

1. Nebenanlagen in Sinne des 8 14 Abs. 1 BauNVü sind

unter den dort genannten Voraussetzungen innerhalb

der als bebaubar ausgewiesenen Flächen zulässig.

2. Versorgungsanlagen im Ginne des S 14 Abs. 2 BauNVO

können als Ausnahmen außerhalb der als bebaubar aus

gewiesenen Flächen zugelassen werden, soweit sie

Dicht zweckmäßig in den öffentlichen Verkehrsflächen

Platz finden.

II. Maß der baulichen Nutzung

& 4

Allgemeines

Das Haß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die

Festsetzung der Bberbaubaren GrundstücksfISche, der

Grundflächenzshl, der Geschoßflächenzahl und der Zahl

der Vollgeschcsse jeweils als Höchstwerte gemäß § 17

BauNVO. Bei einem in Lageplan zugelassenen Ausbau des

Unter- oder Dachgeschosses gilt dies als BUseVtsliches

anrechenbares Vollgeschoß.

./.
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Bauweise

Wr**.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist offeneJJBgi|w^se
festgesetzt.

§ 6

« Uberbaubare Grundstücksflächen

Die Festsetzung von vorderen, seitlichen und rückwärti

gen Baugrenzen erfolgt im Lageplan.

Veitergehende Bestimmungen der LBO bleiben unberührt.

IV. Baugestaltung s £U*_ „„—_ 73.-T.fe3 Öo^^ tJ.fa

§ 7

Gestaltung der Bauten

Für die Gruppierung der Baukörper, die Stellung und die

Firstrichtung der Gebäude sind die Planeintragungen maß

gebend. Zur Außenverkleidung der Gebäude dürfen keine

Materialien in grellen, bunten Farben verwandt werden.

Die zulässige Fronthöhe der Gebäude, gemessen talseits

in Gebäudemitte zwischen Geländeoberkante und Schnitt

punkt mit der Dachhaut , darf maximal betragen:

Bei eingeschossigen Gebäuden 3»50 m

Bei zweigeschossigen Gebäuden 7,20 m

Bei dreigeschossigen Gebäuden 10,00 m

Bei viergeschossigen Gebäuden 13»00 m

./.
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Ein Ausbau des Dachgeschosses ist bei Einhaltung der vorge

schriebenen Dachneigung zulässig. Für die Dachgestaltung

gelten die Eintragungen im Lageplan. Bei Satteldächer wird

die Dachneigung mit 24 bis 42 ' festgesetzt. Asymmetrische

Dachformen sind zulässig. Die Firsthöhe darf hierbei die

Höhe des Dachaufbaus bei festgesetzter Dachneigung nicht

überschreiten.

Die Dachgestaltung von Hausgruppen ist einheitlich auszu

führen.

Dachgaupen sind nur innerhalb des im Lageplan festge

setzten Planbereichs zulässig.

Hierbei darf die Stirnseite der Gaupe max. 2,00 m betragen.

Ein Unterbrechen der Traufe ist nicht zulässig. Dachgaupen

sind als einheitlicher Bauteil innerhalb der Dachfläche aus

zubilden. Die Frontlänge der Dachgaupen darf bis zu 95 %

der Frontlänge des Gebäudes betragen.

Im Bereich der Fläche für Gemein-bedarf ist die Dachgestaltung mit

0 bis 30 " festgesetzt. Eine konkrete Entscheidung hierüber

wird nach Vorliegen von Objektstudien getroffen.

§ 8

Abwasserbeseitigung

Abwässer sind in die vorhandene Ortskanalisation zu leiten.

£< Bebauungsplan -Aw«^*-».—_

Gsnehnvgt gemäß §11 das Bun-
dasbai!" 23.6.1960 •'

UIMt . 26. April 1979
Waldshut, ccn

Im A
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Garagen und Einsteilplätze ,m AuP(h

Die erforderlichen Garagen sollen mit dem

plant und hergestellt werden.

Vor jeder Garage ist auf privatem Gelände ein Stallraum

von mind. 5,50 m, gemessen von der Straßenbegrenzung,

herzustellen.

§ 10

Einfriedigungen

1. Einfriedigungen sind den zusammenhängenden Grünflächen

anzupassen. Naturständige Hecken und Gehölze sind zu bevor

zugen.

2. Alle Einfriedigungen entlang der Strafe und alle seit

lichen Einfriedigungen bis zur Verlängerung der Gebäude

vorderflucht sind bis zu einer Höhe von 0,60 n zugelassen.

Die übrigen Einfriedigungen sind ohne Hchenbeschränkung

unter Hinweis nachbarrechtlicher Bestimmungen zugelassen.

3. Massive Einfriedigungen und Sockel sind straßenseitig

nicht gestattet.

8 11

Grundstücksgestaltung

1. Vorplätze, private Gehwegflächen und Einfahrten müssen

planiert und befestigt werden. Hierzu sollen Rasenpflaster-

./.
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steine oder Befestigungen mit Natursteinplatten verwendet

werden. ^<"d~T>\

2. Auffüllungen und Abtragungen sind so durchzuFührö^ daß J)
die gegebenen Geländeverhältnisse möglichst Wnig^-beein- /
trächtigt werden. Die Geländeverhältnisse der^SäcfmarT /

\*?s h o \/
grundstücke sind dabei zu berücksichtigen.

3. Auffüllungen und Abtragungen gegenüber dem bisherigen

Gelände sind im Baugesuchsverfahren mit ausreichenden

s^ Unterlagen zu belegen.

4. Im Lageplan sind Flächen für das Bepflanzen mit Sträuchern

vorgesehen. Hier ist ein durch Bescheid zu erlassenes Pflanz-

gebot vorgesehen.

§ 12

1. Innerhalb des im Lageplan festgesetzten Schutzstreifens

entlang der Bundesstraße 34 sind bauliche Anlagen nicht

gestattet.

Innerhalb dieser Schutzfläche dürfen auch keine Nebenan

lagen im Sinne § 14 BauNVO errichtet werden.

2. Zufahrten zur Bundesstraße sind nicht gestattet.

3. In der Sichtfläche an der Einmündung der Erschließungs

straße in die Bundesstraße ist eine Bebauung, Bepflanzung,

Einzäunung oder Nutzung höher als 0,8Om über Fahrbahn

oberkante nicht zulässig.

./.
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4-. Der Baulastträger gewährt keine Entschädigungen für Immissio

nen und beteiligt sich auch nicht an den Kosten von Lärm

schutzeinrichtungen, da der Bebauungsplan in Kenntnis der

bestehenden bzw. geplanten Bundesstraße aufgestellt wird.

Lauchringen/Waldshut-Tiengen, den "• ^arz 1979
Kreisplanungsamt Bürgermeisteramt
Im Auftrag

J&^V ^e>
L ü r k e n s Bürgermeister

S', Bebauungsj I ^-CL~_&üi^\ -»
Coro: mi$ '

des

• . ! r.

26. April 1379
i

Im Au.

7,
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Öffentlich ausgelegen

nach § 2 Abs. 6 BBauG vom 18.8.1976 in der Zeit vom

bis ..J.UE0.1979

Die ortsübliche Bekanntmachung/erfolgte am

^.
-y i

, der Bürgermeister

Als Satzung beschlossen

10. JAN. 1979

11978

nach § 10 BBauG vom 18.8.1976 i
J7.MRZ

rbindung mit § 4- GO

an

muß. _
der Bürgermeister

Genehmigt

nach § 11 BBauG vom 18.8.1976 durch das Landratsamt Waldshut

am

, der Bürgermeister

Rechtskräftig

nach § 12 BBauG vom 18.8.1976 durch die Bekanntmachung der

Genehmigung am

Lauchringen, den

Bürgermeisteramt

Der Bürgermeister

x Bebau« n.<2,
Gen

desto

U hut

2ß- /Iprii 1379

Im A
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Satzung

Im Ai

über die Änderung und Erweiterung des Bebauungsp

Gewann "Hohrain"

Aufgrund der §§ 1, 2, 2a und 8-10 des Bundesbaugesetzes

vom 18.8.1976 (BGBl. I S. 2256) (BBauG), § 111 Abs. 1, 112

Abs. 2 Nr. 2 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom

20.6.1972 (Ges.Bl. S. 352) (LBO) in Verbindung mit § 4 der

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 22. Dez. 1975

(Ges.Bl. 76, S. 1) hat der Gemeinderat am »?/: Wl: S?. ...
die Änderung des Bebauungsplans für das Gewann "Hohrain"

als Satzung beschlossen.

§ 1

Räumlicher Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung

Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung er

gibt sich aus der Festsetzung der Planungsgrenzen im zeichne

rischen Teil - Lageplan - (§ 2 Ziff. 3). Er erfaßt die Grund

stücke Lgb.Nr. 6, 17, 125, 126/2, 129, 132, 691, 692, 693,

694, 699, 707, 708, 7o9, 710, 711, 758, 759, 760, 761, 762,

764.

./.
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§ 2

Bestandteile der Bebauungsplanänderang

Die Änderung besteht aus:

1. Begründung und Erläuterung

2. Cbersichtsplan

3. Zeichnerischem Teil - Lageplan Maßstab 1 : 1 000

4. Bebauungsvorschriften

5. Geländeschnitt A - B

S 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 L3G handelt, wer den auf

grund von § 111 LEO ergangenen Bestandteilen dieser Satzung

zuwiderhandelt.

8 4

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach § 12 BBauG alt der Bekanntmachung

ihrer Genehmigung in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Satzung

wird der am 1,8.1973 genehmigte Bebauungsulan "Hohrain" im

Bereich der genannten Grundstücke aufgehoben.

Laucrfringen, den £l.fäLW§
Bürgrermeisteramt

Bärgermeister

S, Bebaui n-
Ger

desbau; :

341)

Landrafsamf ,u|

Jf) Waldshut, tJfoJSß t87|

1 0 <? VA
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Begründung und Erläuterurtg":djhu:' diil £&-flprfH97$*

Im Auftrag
zur Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans

Gewann "Hohrain" der Gemeinde Lauchringen

Der Bebauungsnlan "Hohrain" der Gemeinde Lauchringen wurde

am 1,8.1973 genehmigt. Nichtrealisieren der ursprünglich

festgesetzten flächenintensiven Nutzung und veränderte

Vorstellungen der Bauinteressenten zwangen die Gemeinde,

mehrfach zur Planenderung. Für den derzeit noch unbebauten

Bereich - er umfaßt die Grundstücke Lgb.Hr. G, 17, 126/2,

66°, 601, 69?, 693, 694, 707, 708, 709, 710, 711, 729, 758, 759,

760, 761, 764 - hat die Gemeinde Bauträgergesellschaften ge

funden, die den Vollzug dos Baugebietes im kommenden Jahr zu

sagen. Entsprechend der heutigen Nachfrage sind zum überwiegen

den Teil Einfamilienhäuser genlant.

Desweiteren hat der Gemeinderat beschlossen, als Standort für

ein künftiges Rathausgebäude eine Flliche im Gewann "Hohrain"

bauleitnlanerisch festzustellen. Aus gesamtortsnlanerischer

Sicht nuß diese Standortwahl wegen der zentralen Lage zwischen

den Ortsteilen Ober- und Unterlauchringen als optimal ange

sehen werden«

Die zu einem großen Teil fertiggestellten Erschließungsanlagen

werden in die Planung übernommen. Durch die Verringerung der

Nutzungsintensität wird der Neubau einer weiteren Wohnstraße

erforderlich.

Aufgrund der Verringerung der Wohndichte gegenüber der ge

nehmigten Planung sind keine Schwierigkeiten der Energiever

sorgung, dsr "bwasserbeseitigung und der Frischwasserversorgung

zu erwarten.

./.
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Die Kosten für zusätzliche Erschließungsmaßnahmen wurden

durch Schätzung ermittelt. Sie betragen für die Neuanlage

der Wohnstraße etwa 50.000,— DM. Von diesem Betrag werden

90 %als Erschließungsbeitrag erhoben. Die restlichen

5.000,— DM werden durch Haushaltsmittel von der Gemeinde

getragen.

Kit Rechtskraft dieser Flanänderung wird die genhnigte Bau
leitplanung im Bereich der genanntenGrundstücke aufgehoben.

uchringen, den ^ März 1979

eisteramt

rgeraeister
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